Beschluss des BDKJ-Diözesanausschusses vom 18. August 2006
Selbstbestimmung in der Schule fördern – Schulprofile schärfen

Feststellung

In den vergangenen Monaten haben die Landesregierung und der Landtag zwei für die Jugend wichtige Gesetze vorbereitet und verabschiedet: das Kinder- und Jugendfördergesetz (plus Förderplan) und das Schulgesetz (2. Schulrechtsänderungsgesetz). Damit wird ein Rahmen für die schulische und außerschulische Lebenswelt der Kinder- und Jugendlichen in NRW vorgegeben. In beiden Gesetzen sind „Bildung“, „Chancengleichheit“, „Partizipation“ oder „Selbstbestimmung“ zentrale Begriffe. Doch sie sind nicht miteinander verbunden, sondern haben in den beiden Gesetzen jeweils eine unterschiedliche Bedeutung.
Einschätzung

Als Christen und Christinnen verstehen wir den Menschen als Ebenbild Gottes. Die damit verliehene Menschenwürde konkretisiert sich in autonomen moralischen Urteilen und in der Verantwortung für sein Lebensumfeld und für das Zusammenleben mit Anderen. Sowohl die Verantwortung für Andere als auch die Autonomie verlangen nach selbst und gemeinschaftlich bestimmten Gestaltungsmöglichkeiten. Daher setzen wir uns für Autonomie und Verantwortung junger Menschen in der Schule ein, damit sie eigene Meinungen ausbilden und ihr Lebensumfeld gemeinsam gestalten können.
Im Schulgesetz heißt es: „Schülerinnen und Schüler sollen insbesondere lernen … selbstständig und eigenverantwortlich zu handeln, … die eigene Meinung zu vertreten und die Meinung anderer zu achten, … und für die Demokratie einzutreten.“ Allerdings reduziert das Gesetz zugleich die bisherigen Möglichkeiten der Selbstbestimmung junger Menschen. So unter anderem durch die Abschaffung der Schülermitbestimmung auf gleicher Augenhöhe (Drittelparität) und durch die Neugestaltung des Abiturs mit weniger Wahl- und Neigungsfächern. 

Das Maß, in dem Schule die Selbstständigkeit junger Menschen fördert, kennzeichnet die Qualität der Bildungsinstitution. Selbstständigkeit ist Selbstbestimmung. Sie definiert sich im Gleichklang von Meinungsbildung, Meinungsäußerung, Mitbestimmung und Eigenverantwortlichkeit. 

Der BDKJ im Erzbistum Köln fordert daher 
1. die Landesregierung auf, geeignete Maßnahme zur Förderung der Selbstbestimmung junger Menschen in der Schule zu ergreifen, beispielsweise durch
· Erarbeitung von verbindlichen Qualitätskriterien für Schulen zur Förderung der Schülerselbstbestimmung durch die IMAG (Interministerielle Arbeitsgruppe des Schul- und des Generationenministeriums),

· Initialisierung eines Landeswettbewerbes „Selbstbestimmte Schülerschaft“ als Kooperation des Schul- und des Generationenministeriums, an dem sich Schulen aller Formen beteiligen können,

· Erstellung von Handlungsleitfäden für Lehrerkollegien zum Thema selbstbestimmte Schülerschaft oder

· Angebote von Lehrerfortbildungen in Demokratiepädagogik.
2. JugendpolitikerInnen im Landtag dazu auf, die Lebenswirklichkeit junger Menschen auch im Bereich Schule in den Blick zu nehmen, beispielsweise durch
· gemeinsame Sitzungen der Landtagsausschüsse „Schule“ und „Generationen“ zu jugend- und bildungspolitischen Querschnittsaufgaben und Gesetzesvorhaben, die beide Fachbereiche betreffen,
· regelmäßige Berichterstattung der Verwaltung im Generationenausschuss des Landtages, wie sich die Schulen im Bereich Selbstbestimmung der Schülerschaft weiterentwickelt haben oder
· Schaffung eines Förderpreises des Landtages, der Schulen mit besonders hohem Engagement zur selbstbestimmten Schülerschaft auszeichnet.
Begründung

Das neue Schulgesetz sieht für jede Schule die Möglichkeit vor, sich mittels eines Schulprofils mit all ihren Besonderheiten und ihrer typischen Ausprägung in der Gesamtwahrnehmung darzustellen. Schulprofile setzen sich nach bisherigen Erfahrungen aus dem Leitbild der Schule, den Qualitätsstandards beim Unterricht und der Lehrerversorgung, dem Schulprogramm, der Schulordnung, den außerschulischen Veranstaltungen, der Elternarbeit usw. zusammen. 

Aussagen zu konkreten Angeboten für die Schülerschaft, die oben genannte Selbstbestimmung zu erlernen und zu praktizieren finden sich hingegen selten. 

Das muss sich ändern. Jede Schule muss sich der Selbstbestimmung der Schülerschaft verpflichtet fühlen. Beispiele aus der Praxis zeigen den Weg. Egal, ob „Schule gegen Rassismus“, Zivilcouragetraining, durch SchülerInnen gestaltete Zeitungen, Internetseiten oder Weblogs, ob Projekte wie „Zeitung in der Schule“, „Jugend debattiert“, eine Demokratiewerkstatt oder institutionalisierte Formen von Klassenräten, Schulparlamenten oder Schulversammlungen, jede Maßnahme für sich ist ein Baustein in Richtung Selbstbestimmung. Und wenn Schule darüber hinaus noch ihrer Schülerschaft die Möglichkeit einräumt, Belange der Schule und des Unterrichts verbindlich mitzubestimmen, dann hat sie im wahrsten Sinne des Wortes an Profil gewonnen.

Bei allen Neuerungen des Schulgesetzes findet sich hier noch Spielraum für einen ganzheitlichen Politikansatz, in dem nicht das System sondern das Subjekt Mensch im Vordergrund steht. 

Die Schule von den Kindern her zu sehen – das muss der Denkansatz für eine ganzheitliche Bildungs- und Jugendpolitik sein. Junge Menschen lassen sich nicht in „SchülerIn am Vormittag“ und „Jugendlicher am Nachmittag“ zerlegen. Der junge Mensch als Ganzer muss in den Blick genommen werden. Die zentrale Aufgabe der Landespolitik, der Landesregierung ebenso wie der verantwortlichen FachpolitikerInnen wird es daher sein, viel stärker als bisher die Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen auch beim schulischen Lernen zu berücksichtigen.
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